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Stadt Helmstedt 
Der Bürgermeister 
FB 13 - Organisations- und Perso-
nalentwicklung 
ST. 20 Recht 

04. Januar 2024 

  V 005/24 

 
Vorlage  

 
an den Rat der Stadt Helmstedt 
über den Verwaltungsausschuss 

 

 Einführung einer Richtlinie zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung 

bei der Stadt Helmstedt (Antikorruptionsrichtlinie) 

 
 
Bereits im Prüfungsbericht des Nieders. Landesrechnungshofes aus 2019 zum Wirtschaftli-
chen Beschaffungswesen in der Stadt Helmstedt wurde auf die Notwendigkeit von Regelungen 
zur Korruptionsprävention und –bekämpfung verwiesen.  
 
Möglich wäre eine entsprechende Anwendung der Antikorruptionsrichtlinie des Landes. Durch 
diese allein wären aber beispielsweise wichtige praktische Maßnahmen zur Sensibilisierung 
der Beschäftigten und die Feststellung gefährdeter Arbeitsplätze für die Stadt Helmstedt nicht 
konkret geregelt. Insofern wurde eine eigene Richtlinie erarbeitet. 
 
Die in der Anlage beigefügte Richtlinie gilt für alle Organisationseinheiten und Mitarbeitenden 
der Stadtverwaltung Helmstedt.  
 
Ziel ist es, auftretende Korruptionsfälle nachhaltig und konsequent zu verfolgen und mithilfe 
vorbeugender Maßnahmen der Korruption rechtzeitig entgegenzuwirken. Die Richtlinie dient 
dem Schutz und der Sicherheit der Mitarbeitenden im Umgang mit Korruptionsgefahren sowie 
deren Sensibilisierung.  Die Richtlinie ist zugleich Handlungsanleitung, um die notwendigen 
Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung der Korruption treffen zu können, denn die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes stehen auch aufgrund ihrer Vorbildfunktion in einer be-
sonderen Verantwortung. Das entwickelte Schema zur Einschätzung der Korruptionsgefahr 
kann dabei als Unterstützung dienen. 
 
Als Beauftragte für Korruptionsprävention ist Frau Julia Vahldieck benannt. Die Aufgaben wur-
den bereits mit der Einstellung übertragen und sind in Nr. 4.5 beschrieben. Hierzu gehört ins-
besondere, Mitarbeitende durch Schulungsmaßnahmen für das Thema Korruption zu sensibi-
lisieren und Risikoabfragen und Risikoanalysen zu begleiten. 
 
Um diese Regelungen auch für den Bürgermeister der Stadt Helmstedt anwendbar zu erklä-
ren, ist eine Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Helmstedt erforderlich.  
 
Als Dienstvorgesetzter des Bürgermeisters gemäß § 107 Abs. 5 S. 1 NKomVG ist dieser auch 
grundsätzlich für eine einzelfallbezogene Zustimmung i. S. d. Ziff. 6. 2. der Antikorruptions-
richtlinie hinsichtlich der Annahme von Vorteilen durch den Bürgermeister unmittelbar zustän-
dig, für die weiteren Mitarbeitenden bei einer Annahme von Vorteilen ab einer Wertgrenze von 
50,00 EUR in besonderen Ausnahmefällen.  



 
In Anbetracht einer notwendigen Entlastung des Rates sowie aus Gründen der Praktikabilität, 
insbesondere des schnellen und effizienten Verwaltungshandelns, ist eine Übertragung der 
Zuständigkeit in diesem Fall gemäß § 107 Abs. 5 S. 4 Ziff. 2 NKomVG auf den Verwaltungs-
ausschuss möglich. Davon soll aus den genannten Gründen Gebrauch gemacht werden. 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Rat der Stadt Helmstedt stimmt der Richtlinie zur Korruptionsprävention und Kor-
ruptionsbekämpfung bei der Stadt Helmstedt (Antikorruptionsrichtlinie) zu und erklärt 
diese für den Bürgermeister der Stadt Helmstedt für anwendbar. 

 
2. Die Befugnis, eine einzelfallbezogene Zustimmung nach Ziff. 6. 2. der Antikorrupti-

onsrichtlinie in anliegender Fassung für den Bürgermeister grundsätzlich, und für Mit-
arbeitende in besonderen Ausnahmefällen über einer Wertgrenze von 50,00 EUR zu 
erteilen, wird auf den Verwaltungsausschuss übertragen. 

 
 
In Vertretung 
 
Gez. Henning Konrad Otto 
 
Henning Konrad Otto 
 
Anlage 
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Richtlinie zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung in der Stadt 

Helmstedt (Antikorruptionsrichtlinie) 

 

1. Allgemeines/Definition 

Das Wort Korruption kommt vom lateinischen Wort “corruptio” und wird mit „Bestechlichkeit“ 

übersetzt. Generell fällt jeder Vorgang unter Korruption, bei dem der Missbrauch einer 
Funktion oder Stellung insoweit ausgeführt wird, dass in der Folge ein Vorteil persönlicher 
Natur entsteht, auf den jedoch kein rechtlich begründeter Anspruch besteht. 
Das Strafrecht erfasst Korruption vor allem durch die Vorschriften zur Vorteilsannahme, 
Vorteilsgewährung, Bestechlichkeit und Bestechung §§ 331 ff. StGB. 
 

1.1 Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie gilt für alle Organisationseinheiten und Mitarbeitende der Stadtverwaltung 
Helmstedt. 
 

1.2 Zielsetzung 

Ziel ist es, auftretende Korruptionsfälle nachhaltig und konsequent zu verfolgen und mithilfe 
vorbeugender Maßnahmen der Korruption rechtzeitig entgegenzuwirken. Der mit dieser 
Richtlinie geschaffene Rahmen ist deshalb vollständig auszufüllen. 
 
Diese Richtlinie dient dem Schutz und der Sicherheit der Mitarbeitenden im Umgang mit 
Korruptionsgefahren sowie der Sensibilisierung der Mitarbeitenden hinsichtlich der 
Korruptionsgefahren. Die Richtlinie ist zugleich Handlungsanleitung, um die notwendigen 
Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung der Korruption treffen zu können. 
 
 

2. Begriffsbestimmungen 

 

2.1 Belohnungen, Geschenke, sonstige Vorteile 

 

Belohnungen und Geschenke sind alle Zuwendungen in Bezug auf die dienstliche Tätigkeit, 
auf die der Mitarbeitende keinen Rechtsanspruch hat und die ihn materiell oder auch 
immateriell objektiv besserstellen (Vorteil). Ein Vorteil besteht auch dann, wenn zwar der 
Mitarbeitende eine Leistung erbracht hat, diese aber in keinem angemessenen Verhältnis zur 
gewährten Gegenleistung steht. 
Ein derartiger Vorteil kann beispielsweise liegen in 
 

a. der Zahlung von Bargeld, 
b. bargeldähnlichen Zuwendungen (z. B. Gutscheine, Eintritts-, Telefon- oder Geldkarten, 

Jetons), 
c. der Überlassung von Gegenständen (z. B. Schmuck, Fahrzeuge, Baumaschinen), 
d. besonderen Vergünstigungen bei Privatgeschäften (z. B. zinslose oder zinsgünstige 

Darlehen, Berechtigungsscheine, Rabatte), 
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e. der Zahlung unverhältnismäßig hoher Vergütungen für private — auch genehmigte — 
Nebentätigkeiten (z. B. Vorträge, Gutachten), 

f. der Vermittlung oder der Vergabe von Nebentätigkeiten, 
g. der Überlassung von Fahrkarten oder Flugtickets, der Mitnahme auf Reisen oder 

Bewirtungen, 
h. der Gewährung von kostenloser oder unangemessen verbilligter Unterkunft, 
i. einer besonderen Ehrung oder Einladung zu einer besonderen Veranstaltung (z. B. 

Regattabegleitfahrten, Jagd, „Tannenbaumfeste“, Galaveranstaltungen, Konzerte, 
Verlosungen, Empfänge, Präsentationen), 

j. erbrechtlichen Begünstigungen (z. B. Einsetzung als Erbe, Bedenken mit einem 
Vermächtnis), 

k. der Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen, 
l. der Überlassung von sonstigen — auch geringwertigen — Zuwendungen und 

Geschenken. 
 
Es kommt dabei nicht darauf an, ob der Vorteil von der zuwendenden Person unmittelbar oder 
in ihrem Auftrag von Dritten gewährt wird. 
 
Es ist auch ohne Bedeutung, ob der Vorteil dem Mitarbeitenden unmittelbar oder 
nur mittelbar (z. B. Zuwendung an Angehörige) zugutekommt. Die Weitergabe von Vorteilen 
durch den Mitarbeitenden an Dritte (z. B. Verwandte, andere Bedienstete, Parteien, Vereine, 
soziale Einrichtungen) rechtfertigt die Annahme der Vorteile nicht. 
Auf den Wert des Vorteils kommt es grundsätzlich nicht an. Dies gilt selbst dann, wenn im 
Einzelfall nach Art und Wert des Vorteils nicht anzunehmen ist, dass der Mitarbeitende 
dadurch in der Objektivität beeinträchtigt werden könnte, denn es muss schon der Anschein 
vermieden werden, im Rahmen der Amtsführung für persönliche Vorteile empfänglich zu sein. 
 

2.2 Bezug auf das Amt/ die dienstliche Tätigkeit 

 

In Bezug auf das Amt bzw. die dienstliche Tätigkeit ist ein Vorteil immer dann gewährt, wenn 
die zuwendende Person sich davon leiten lässt, dass der Mitarbeitende ein bestimmtes Amt 
bekleidet oder bekleidet hat bzw. eine bestimmte dienstliche Tätigkeit ausübt. Ein Bezug zu 
einer bestimmten Diensthandlung ist nicht erforderlich.  
 
Zum Amt gehören neben dem Hauptamt auch jede Nebenbeschäftigung innerhalb des 
öffentlichen Dienstes, jedes Nebenamt und jede Nebentätigkeit, zu deren Übernahme die 
Beamtin oder der Beamte gemäß § 71 NBG verpflichtet ist. 
 
Bei Vorteilen, die der Mitarbeitende ausschließlich im Rahmen privater Beziehungen erhält, ist 
davon auszugehen, dass sie nicht in Bezug auf das Amt bzw. die dienstliche Tätigkeit gewährt 
werden. Diese Beziehungen dürfen nicht mit Erwartungen in Bezug auf die dienstliche 
Tätigkeit des Mitarbeitenden verknüpft sein. Erkennt der Mitarbeitende, dass an den 
persönlichen Umgang derartige Erwartungen geknüpft werden, so darf sie oder er weitere 
Vorteile nicht annehmen. 
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2.3 Annahme, Nichtannahme, Rückgabe 

 

Die Annahme des Vorteils liegt in der Entgegennahme der Zuwendung oder der sonstigen 
Vergünstigung. Es bedarf dabei keiner Annahmeerklärung oder einer sonstigen Tätigkeit des 
Mitarbeitenden. Es genügt auch ein mittelbarer Zufluss (z. B. an Angehörige), wenn der 
Mitarbeitende davon weiß und dies hinnimmt. Weiß der Mitarbeitende zunächst nicht, dass 
ihm ein Vorteil zugewendet wurde, so liegt eine Annahme auch dann vor, wenn die Zuwendung 
nach Kenntnisnahme nicht unverzüglich zurückgegeben wird; eine Erklärung, die Zuwendung 
nicht annehmen zu wollen, ersetzt die Rückgabe nicht. 
 
Der Bürgermeister oder die/der Beauftragte für Korruptionsprävention ist über die Erklärung 
der Nichtannahme oder die Rückgabe durch die Übersendung einer Kopie zu unterrichten, 
sofern die Rückgabe nicht durch die benannten Personen selbst erfolgt. 
 

3. Feststellen besonders korruptionsgefährdeter Arbeitsgebiete 

 

Grundsätzlich können alle Arbeitsplätze korruptionsgefährdet sein. Als korruptionsgefährdet 
sind insbesondere alle Arbeitsbereiche anzusehen, in denen Informationen vorhanden sind 
oder Entscheidungen getroffen werden, die - unmittelbar erkennbar - für Dritte einen 
materiellen oder immateriellen Vorteil darstellen (z.B. bei Auftragsvergaben) oder von 
Bedeutung sind. 
 
In allen Fachbereichen/Stabsstellen sind in regelmäßigen Abständen sowie aus gegebenem 
Anlass die besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebiete festzustellen. Für diese ist die 
Durchführung von Risikoanalysen zu prüfen. Den erkannten Sicherungslücken ist unverzüglich 
durch geeignete Maßnahmen zu begegnen. Je nach den Ergebnissen der Risikoanalyse ist 
zu prüfen, wie Aufbau, Ablauf und/oder Personalzuordnung zu ändern sind.  
 
Führungskräfte der öffentlichen Verwaltung sind dazu angehalten, in regelmäßigen 
Abständen, spätestens aber nach fünf Jahren, den Feststellungskatalog zur Prüfung der 
Arbeitsplätze zu überprüfen und bei korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten und -bereichen 
eine Risikoanalyse zu erstellen. Die Datenerfassung ist bei der jeweiligen Fachbereichsleitung 
zentral und verschlossen aufzubewahren.  
 

3.1 Feststellungskatalog einer gesteigerten Korruptionsgefährdung 

 

Für die Feststellung einer gesteigerten Korruptionsgefährdung sind die Arbeitsabläufe eines 
jeden Arbeitsplatzes dahin zu überprüfen, ob eine gesteigerte Korruptionsgefährdung zu 
bejahen ist. Dies wird der Fall sein, wenn eine der folgenden Fragestellungen mit „ja“ zu 
beantworten ist: 

a. Werden bei der Vergabe von Aufträgen, öffentlichen Fördermitteln, Zuschüssen 
u. a. Haushaltsmittel in größerem Umfang bewirtschaftet? 

b. Werden regelmäßig Leistungsbedingungen oder -beschreibungen (z.B. 
Pflichtenhefte, Leistungsverzeichnisse) abschließend erstellt oder deren 
Erstellung in Auftrag gegeben? 

c. Besteht die Möglichkeit, ohne Mitwirkung Dritter Sachverhaltsfeststellungen 
oder Prüfergebnisse zu beeinflussen (z.B. Aufmaße und Messungen, 
Gutachten, auch das Unterlassen von Beanstandungen)? 
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d. Liegt eine Zuständigkeitskonzentration vor, weil z.B. Ausschreibung, Vergabe 
und Abrechnung oder Sachverhaltsfeststellung, Entscheidung und Vollzug bei 
einer Person konzentriert sind? 

e. Bestehen häufig Außenkontakte zu einem bestimmten Personenkreis, der von 
den Entscheidungen der oder des jeweiligen Bediensteten Vor- oder Nachteile 
zu erwarten hat (z.B. Entscheidung über Genehmigungen, Konzessionen oder 
Lizenzen, Abschluss von Verträgen, mit Auswirkungen auf Vermögensvorteil 
oder -nachteil, Auswirkungen auf die berufliche oder wirtschaftliche Existenz 
eines anderen)? 

 
3.2 Risikoanalyse gesteigert korruptionsgefährdeter Arbeitsplätze 

 
Für die Risikoanalyse sind nachfolgende Fragen zu bewerten: 
 

1. Wie groß ist der Anteil der gesteigert korruptionsgefährdeten Tätigkeit auf 
dem einzelnen Arbeitsplatz (z.B. Anteil der Genehmigungen, Prüfungen, 
Vergaben, Leistungsfeststellungen usw. im Vergleich zur übrigen Tätigkeit)? 

2. Hat es Beanstandungen gegeben (z.B. Prüfberichte)? 
3. Welche Umstände prägen das besondere Interesse möglicher Geberinnen 

oder Geber, Vorteile zu erlangen? 
4. Liegt der Schwerpunkt der gesteigerten Korruptionsgefährdung 

- in der Art der auf dem Arbeitsplatz anfallenden Tätigkeit, 
- im Arbeitsablauf der Tätigkeit, 
- in besonderen Umständen in der Person der Mitarbeiterin oder des 
Mitarbeiters oder in dem besonders gesteigerten Interesse möglicher 
Geberinnen oder Geber? 
- Welche Sicherungsmaßnahmen sind schon vorhanden (z.B. Vier-Augen-
Prinzip, getrennte Aufgabenwahrnehmung, Fortbildung, Mitzeichnung, 
Berichtspflicht, vollständige Dokumentation, Rotation, verstärkte Dienst- und 
Fachaufsicht)? 

5.       Welche weiteren Sicherungs- oder Präventionsmaßnahmen wären  
                            erforderlich? 
 
           4.  Maßnahmen 

 

Als Folge der durchgeführten Risikoanalysen sollten, je nach Ergebnis, konkrete Schritte und 
Festlegungen abgewogen werden. 
 

4.1 Verhaltenskodex 

 

Der als Anlage 1 abgedruckte Verhaltenskodex gegen Korruption ist für alle Mitarbeitenden 
verbindlich. Er weist die Mitarbeitenden auf Gefahrensituationen hin, in denen sie in Korruption 
verstrickt werden können und ist Richtschnur allen Handelns.  
 

4.2 Mehr-Augen-Prinzip und Transparenz  

 

(1) Beim sogenannten Mehr-Augen-Prinzip geht es um die Prüfung von Arbeitsergebnissen 
durch weitere Mitarbeitende des gleichen oder angegliederten Arbeitsbereichs. Vor allem in 
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besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten ist das Mehr-Augen-Prinzip 
sicherzustellen. Stehen die Rechtsvorschriften oder unüberwindliche praktische 
Schwierigkeiten entgegen, kann die Mitprüfung auf Stichproben beschränkt werden oder es 
sind zum Ausgleich andere Maßnahmen der Korruptionsprävention (z. B. eine intensivere 
Dienst- und Fachaufsicht) vorzusehen.  
 
(2) Die Transparenz der Entscheidungen einschließlich der Entscheidungsvorbereitung ist 
sicherzustellen (z. B. durch eindeutige Zuständigkeitsregelung, Berichtswesen, IT-gestützte 
Vorgangskontrolle, genaue und vollständige verfahrensbegleitende Dokumentation). 
 

4.3 Konsequente Dienst- und Fachaufsicht 

  

(1) Die Führungskräfte üben ihre Dienst- und Fachaufsicht konsequent aus. In diesem 
Zusammenhang achten sie auf Korruptionssignale. Sie sensibilisieren regelmäßig und 
bedarfsorientiert ihre Mitarbeiter für Korruptionsgefahren. 
 

4.4 Fortbildung 

 

Ein erster richtiger Schritt in diese Richtung ist die Sensibilisierung von Beschäftigten und 
Führungskräften hinsichtlich der Erkennung von Korruption im eigenen Arbeitsbereich.  
Den Beschäftigten sind regelmäßig Fortbildungsmaßnahmen zum Thema 
„Korruptionsprävention“ anzubieten. Hierbei ist zwischen dem Fortbildungsbedarf für 
Führungskräfte, der Beauftragten oder dem Beauftragten für Korruptionsprävention und den 
Beschäftigten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten zu unterscheiden. 
 
 

4.5 Beauftragte/r für Korruptionsprävention 
 
(1)  Es ist eine Person als Beauftragte oder Beauftragter für Korruptionsprävention zu 

bestellen. Ihr werden folgende Aufgaben übertragen:  
 

a) Ansprechpartner für Mitarbeitende inklusive Führungskräfte, auch ohne Einhaltung des 
Dienstweges sowie für Bürger/-innen  
b) Beratung des Bürgermeisters oder seines allgemeinen Stellvertreters bei eigener 
Betroffenheit  
c) Aufklärung der Beschäftigten (z. B. durch regelmäßige Informationsveranstaltungen)  
d) Mitwirkung bei der Fortbildung  
e) Beobachtung und Bewertung von Korruptionsanzeichen  
f) Mitwirkung bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit über dienst- und strafrechtliche 
Sanktionen (Präventionsaspekt) unter Beachtung der Persönlichkeitsrechte der Betroffenen.  
 
(2) Werden der beauftragten Person Tatsachen bekannt, die den Verdacht einer 
Korruptionsstraftat begründen, unterrichtet sie den Bürgermeister oder, bei Betroffenheit des 
Bürgermeisters, seinen allgemeinen Stellvertreter und macht in diesem Zusammenhang 
Vorschläge zu internen Ermittlungen, zu Maßnahmen gegen Verschleierung und zur Mitteilung 
an die Strafverfolgungsbehörden. Der Bürgermeister oder sein allgemeiner Stellvertreter 
veranlasst die zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Schritte. 
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(3) Der beauftragten Person dürfen keine Disziplinarbefugnisse übertragen werden; in 
Disziplinarverfahren wegen Korruption wird sie nicht als Ermittlungsführer/in tätig. 
  
(4) Der Bürgermeister sowie alle Führungskräfte haben die beauftragte Person zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu informieren, insbesondere bei 
korruptionsverdächtigen Vorfällen. 
 
(5) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Korruptionsprävention ist die beauftragte Person 
weisungsunabhängig. Sie hat ein unmittelbares Vortragsrecht bei der Dienststellenleitung und 
darf wegen der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht benachteiligt werden.  
 
(6) Die beauftragte Person hat über ihr bekannt gewordene persönliche Verhältnisse von 
Mitarbeitenden, auch nach Beendigung ihrer Amtszeit, Stillschweigen zu bewahren; dies gilt 
nicht gegenüber dem Bürgermeister oder seinem allgemeinen Stellvertreter und dem 
Fachbereich 13 – Personalservice -, wenn sie Tatsachen erfährt, die den Verdacht einer 
Korruptionsstraftat begründen. Personenbezogene Daten sind nach den Grundsätzen der 
Personalaktenführung zu behandeln. 
 

4.6  Belehrung der Mitarbeitenden  

 

(1) Alle Mitarbeitenden sind dafür verantwortlich, sich fortlaufend - mindestens einmal jährlich 
mit dem Inhalt der Antikorruptionsrichtlinie vertraut zu machen. Die Kenntnisnahme der 
Richtlinie ist zu dokumentieren. Die Dokumentation ist über die Fachbereichsleitung bis zum 
31.01. an den Fachbereich 13 – Verwaltungsservice – zu senden.  
 

(2) Die Mitarbeitenden sind bei der Einstellung auf Korruptionsgefahren aufmerksam zu 
machen und über die Folgen korrupten Verhaltens zu belehren. Die Belehrung ist zu 
dokumentieren. 
 
(3) Bei Tätigkeiten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten – auch bei einem 
Wechsel dorthin – sollen in regelmäßigen Abständen eine erneute arbeitsplatzbezogene 
Belehrung der Mitarbeitenden durch die jeweilige Führungskraft erfolgen. 
 
 

4.7 Verpflichtung privater Unternehmen 

 
(1) Wirken private Unternehmen (z. B. Architekten- oder Ingenieurbüros) bei der Ausführung 
von Aufgaben der öffentlichen Hand mit, sind die Personen dieser Unternehmen – soweit 
erforderlich – nach dem Verpflichtungsgesetz auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten aus dem Auftrag zu verpflichten. Dazu ist die Anlage 2 dieser Richtlinie zu 
verwenden.  
 
(2) Diese verpflichteten Personen sind strafrechtlich Amtsträgern gleichgestellt.  
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5. Grundsätzliches Annahmeverbot 

 

Aufgrund der generellen Gefahr für den Anschein der Empfänglichkeit für private Vorteile ist 
die Annahme folgender Leistungen grundsätzlich untersagt, soweit in Nummer 6 nichts 
Abweichendes bestimmt ist: 

 
a. Bargeld oder bargeldähnliche Zuwendungen (z. B. Gutscheine, Eintritts-, Telefon- oder 

Geldkarten, Jetons), 
b. die Überlassung von Gegenständen (z. B. Schmuck, Fahrzeuge, Geräte, Maschinen 

zum Gebrauch) ohne oder zu einem geringeren als dem üblichen Entgelt, 
c. die Gewährung von Leistungen (z. B. Unterkunft, Mitnahme auf Urlaubsreisen, 

Fahrkarten, Flugtickets), 
d. die Gewährung besonderer Vergünstigungen bei Privatgeschäften (z. B. zinslose oder 

zinsgünstige Darlehen, verbilligter Einkauf, individuelle Rabatte), 
e. erbrechtliche Begünstigungen, 
f. unverhältnismäßig hohe Vergütungen für Nebentätigkeiten (z. B. Vorträge, Gutachten), 
g. Gegenstände, die wegen ihres Wertes das als allgemein und sozial adäquat 

anzusehende Maß übersteigen oder die wegen ihrer Ausführung mehr als 
geringwertige Aufmerksamkeiten darstellen, 

h. Gegenstände, deren Werbecharakter gegenüber ihrem tatsächlichen Wert zurücktritt, 
i. sexuelle Handlungen, 
j. jede Vorteilsgewährung, wenn dadurch behördliche Entscheidungen beeinflusst 

werden sollen, 
k. alle Leistungen, in denen die zuständige Behörde aus begründetem Anlass eine 

Zustimmung für erforderlich erklärt hat oder die generell erteilte Zustimmung widerruft. 
 
Beamtinnen/Beamte müssen jeden Anschein vermeiden, im Rahmen ihrer Amtsführung für 
persönliche Vorteile empfänglich zu sein und sich nicht ausschließlich an sachlichen 
Erwägungen zu orientieren. Deshalb besteht nach § 42 Abs. 1 BeamtStG das Verbot allein für 
Beamte, auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses, Belohnungen, Geschenke und 
sonstige Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf die dienstliche Tätigkeit zu 
fordern, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen. Etwas anderes gilt nur, wenn in 
Nummer 6 nichts Abweichendes bestimmt ist. 
 
Mitarbeitende sollen sich in allen Zweifelsfällen an ihre Dienststelle oder an die Beauftragte 
bzw. den Beauftragten für Korruptionsbekämpfung wenden. Dies ist auch in den Fällen ratsam, 
in denen schon durch die Annahme von geringfügigen Dienstleistungen, Bewirtungen oder 
sonstigen Vorteilen der Eindruck der Befangenheit oder der Bevorzugung Einzelner, aber auch 
einer Gruppe entstehen könnte (z. B. Rabatte eines Baumarktes für eine örtliche Dienststelle). 
Über jeden Versuch, die Amtsführung durch das Angebot von Geschenken oder Belohnungen 
zu beeinflussen, hat der Mitarbeitende die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten zu 
unterrichten. 
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6. Zustimmung zur Annahme 

 

6.1. Allgemeine Zustimmungen 

 

Die Zustimmung ist allgemein erteilt für 
 

a. die Annahme von nach allgemeiner Auffassung geringwertigen Aufmerksamkeiten 
(z.B. Massenwerbeartikel in einfacher Ausführung wie Kugelschreiber, Kalender, 
Schreibblöcke), sofern der Wert insgesamt 10 EUR nicht übersteigt und soweit die 
Zuwendung im Kalenderjahr je Zuwendungsgeber nicht wiederholt wird, 

b. die Annahme von Geschenken (z. B. Eintrittskarten, Gutscheine) aus dem dienstlichen 
Umfeld (z.B. aus der Elternschaft einer Kitagruppe — nicht aber einer Einzelperson — 
aus Anlass eines Dienstjubiläums, eines Geburtstages oder einer Verabschiedung) im 
herkömmlichen und angemessenen Umfang; Bargeld ausnahmsweise, wenn es sich 
um einen geringen Restbetrag aus der Sammlung für das Geschenk handelt, 

c. die Annahme von Geschenken aus dem Kollegenkreis im herkömmlichen und 
angemessenen Umfang, 

d. die übliche angemessene Bewirtung aus Anlass oder bei Gelegenheit dienstlicher 
Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen und dergleichen, oder wenn sie ihren 
Grund in den Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich ein 
Mitarbeitender nicht entziehen kann, ohne gegen gesellschaftliche Formen zu 
verstoßen, 

e. die übliche Bewirtung bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen der Mitarbeitende in 
Ausübung seines Amtes, im dienstlichen Auftrag oder mit Rücksicht auf die durch das 
Amt bzw. die dienstliche Tätigkeit auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen 
teilnimmt (z. B. gesellschaftliche Veranstaltungen, die der Pflege dienstlicher 
Interessen dienen, Einführung oder Verabschiedung von Amtspersonen, offizielle 
Empfänge, Jubiläen, Grundsteinlegungen, Richtfeste, Einweihungen, Eröffnungen, 
Sitzungen von Organen wirtschaftlicher Unternehmen, an denen die öffentliche Hand 
beteiligt ist); dabei ist die Vertretung einer Behörde bei gesellschaftlichen Anlässen 
beschränkt auf die Behördenleitung oder die von ihr beauftragten Mitarbeitenden, 

f. die öffentliche Annahme von Blumensträußen bei Veranstaltungen, an denen der 
Mitarbeitende in Ausübung seines Amtes bzw. seiner dienstlichen Tätigkeit, im 
dienstlichen Auftrag oder mit Rücksicht auf die durch das Amt bzw. seiner dienstlichen 
Tätigkeit auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen in herausgehobener Weise 
teilnimmt und sich der erkennbare Wert des Blumenstraußes im herkömmlichen 
Rahmen bewegt und der Situation entsprechend angemessen ist, 

g. Rabatte, die aufgrund von privatrechtlichen Vereinbarungen (z. B. der Mitgliedschaft in 
einem Verein, der allein oder neben anderen Zwecken eine Rabattgewährung anbietet) 
für reine Privatgeschäfte gewährt werden, wenn der Anschein der Beeinflussung der 
Dienstausführung vermieden wird (z. B. vergünstigter Einkauf für Mitglieder eines 
überörtlichen Berufsverbandes — nicht aber in einem lokalen Geschäft für Mitglieder 
einer örtlichen Berufsverbandsgruppierung —, Tankbonuspunkte für Mitglieder eines 
Automobilklubs — nicht aber nur für eine bestimmte Berufsgruppe des öffentlichen 
Dienstes —, Rabatte eines Baumarktes für alle Einwohnerinnen und Einwohner einer 
Gemeinde — nicht aber nur für Angehörige einer örtlichen Dienststelle —),  

h. Leistungen, die die Durchführung eines Dienstgeschäfts erleichtern oder 
beschleunigen (z. B. Abholung mit einem Kraftfahrzeug vom Bahnhof oder Flughafen); 
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die Leistung ist der Dienststelle anzuzeigen und entbindet nicht von 
reisekostenrechtlichen Angaben. 

 
6.2. Einzelfallbezogene Zustimmung 

 
Der Mitarbeitende darf Zuwendungen grundsätzlich nur dann annehmen, wenn die 
allgemeine Zustimmung nach Nummer 6.1 oder die Zustimmung der zuständigen Stelle 
vorliegt. Um bereits den bloßen Anschein zu vermeiden, für persönliche Vorteile empfänglich 
zu sein, ist vor der Annahme von Vorteilen schriftlich oder per E-Mail die Zustimmung zu 
beantragen. Kann die Zustimmung nicht rechtzeitig erteilt werden, so darf der Mitarbeitende 
die Zuwendung ausnahmsweise vorläufig annehmen, muss aber die Genehmigung 
unverzüglich beantragen. 
 
Zustimmungen für die Annahme von Belohnungen und Geschenken dürfen bis zu einem Wert 
von 50 EUR je Einzelfall erteilt werden und sollen schriftlich oder per E-Mail erfolgen. Der Rat 

der Stadt Helmstedt kann in besonderen Ausnahmefällen eine Wertüberschreitung zulassen, 
soweit nicht eine Delegation auf den Verwaltungsausschuss erfolgt ist. 
 
Die Zustimmung zur Teilnahme an Informations- oder Präsentationsveranstaltungen sowie 
Fortbildungsveranstaltungen von Firmen und anderen Institutionen, welche die mit der 
Veranstaltung zusammenhängenden Kosten ganz oder teilweise übernehmen, darf nur erteilt 
werden, wenn die fachlichen Gesichtspunkte weit überwiegen, an der Teilnahme ein 
dringendes dienstliches Bedürfnis besteht und die Beeinflussung eines laufenden oder 
absehbaren Dienstgeschäfts auszuschließen ist. 
 
Die oder der Beauftragte für Korruptionsprävention erhält eine Kopie der Zustimmung. 
 
 

7. Unterrichtungen und Maßnahmen bei Korruptionsverdacht 

  

Etwaigen Verstößen gegen § 42 Abs. 1 BeamtStG bzw. § 3 Abs. 2 TVöD und die §§ 331 ff. 
StGB ist nach Möglichkeit durch geeignete organisatorische und personalwirtschaftliche 
Maßnahmen vorzubeugen. Das Personal für besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete, 
im Beschaffungswesen sowie auf Dienstposten, auf denen es der Gefahr einer unlauteren 
Beeinflussung durch Dritte besonders ausgesetzt ist, ist mit besonderer Sorgfalt auszuwählen.  
Beim Verdacht eines entsprechenden Dienstvergehens ist zu prüfen, ob die Einleitung eines 
Disziplinar- oder arbeitsrechtlichen Verfahrens erforderlich ist und welche vorläufigen 
Maßnahmen notwendig sind. 
 

8. Verhalten bei Korruptionsverdacht 

 

Für eine erfolgreiche Korruptionsbekämpfung müssen die Dienststellen, Aufsichts- und 
Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten. Die Dienststellen und Aufsichtsbehörden 
haben den auf mögliche korrupte Verhaltensweisen hindeutenden Indizien nachzugehen. 
Etwaige spätere Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden dürfen dadurch nicht gefährdet 
werden. 
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Alle Mitarbeitenden haben ihren Vorgesetzten Mitteilung zu machen, wenn sie 
nachvollziehbare Hinweise auf korruptes Verhalten erhalten. Die Hinweise können auch an die 
zuständige Beauftragte oder den zuständigen Beauftragten für Korruptionsprävention 
gegeben werden.  
Ergeben sich in einer Dienststelle konkrete Anhaltspunkte für Korruption oder deren 
Begleitdelikte, so haben Dienstvorgesetzte die dienstliche Verpflichtung, unverzüglich die 
Strafverfolgungsbehörden zu unterrichten. 
  
Die Dienststellen haben die Strafverfolgungsbehörden in ihrer Ermittlungsarbeit, insbesondere 
bei der Vorbereitung von Durchsuchungen und Beschlagnahmungen sowie der Auswertung 
sichergestellten Materialien, zu unterstützen. 
   
Nach Unterrichtung der Strafverfolgungsbehörden haben die Dienststellen alles zu 
unterlassen, was die Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden gefährden könnte, 
insbesondere führen sie keine eigenen Ermittlungen zur Aufklärung des Sachverhalts in 
eigener Zuständigkeit ohne Abstimmung mit den Strafverfolgungsbehörden.  
 
Disziplinar- und arbeitsrechtliche Verfahren sind bei aufkommenden Korruptionsverdacht mit 
Nachdruck und beschleunigt zu betreiben. Schadenersatzansprüche gegen Mitarbeitende und 
Dritte sind in jedem Fall sorgfältig und umfassen zu prüfen und konsequent durchzusetzen. 
Auch insoweit sind die Belange der Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden zu 
berücksichtigen.    

 

 9. Sponsoring  

 

Unter Sponsoring ist die Zuwendung von Geld oder einer geldwerten Leistung durch eine 
juristische oder natürliche Person mit wirtschaftlichen Interessen zu verstehen, die neben dem 
Motiv zur Förderung der öffentlichen Einrichtung auch andere Interessen verfolgt. Der 
Sponsorin oder dem Sponsor kommt es auf ihre oder seine Profilierung in der Öffentlichkeit 
über das gesponserte Produkt an (Imagegewinn, kommunikative Nutzung).  
 
Das Ansehen der Stadt Helmstedt und insbesondere das Vertrauen in die absolute 
Unabhängigkeit und Neutralität der Verwaltung dürfen durch Sponsoring-Aktivitäten keinen 
Schaden nehmen.  
 
Sponsoring ist nur zulässig, wenn der Anschein einer möglichen Beeinflussung bei der 
Wahrnehmung des Verwaltungshandelns nicht zu erwarten ist und im Einzelfall keine 
sonstigen Hinderungsgründe entgegenstehen. Sponsoring ist insbesondere zulässig für 
Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit, der Kultur und des Sports, wenn jeder Einfluss auf die 
Inhalte auszuschließen ist.  
 
Die Regelungen zum Annahme- und Genehmigungsverfahren werden in einer gesonderten 
Dienstanweisung über die Einwerbung, Annahme, Verwaltung und Verwendung von Spenden, 
Schenkungen und Sponsoring (Zuwendungen) durch die Stadt Helmstedt geregelt. 
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10. Inkrafttreten 

  
Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom --.--.2024 in Kraft. 
 
Helmstedt, den  
 
 
 
(Wittich Schobert) 
 



Anlage 1     

 

 

Verhaltenskodex gegen Korruption 

 

 
1. Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass Sie Korruption weder 

dulden noch unterstützen.  

Korruptes Verhalten schädigt das Ansehen des öffentlichen Dienstes. Es zerstört das 

Vertrauen in die Unparteilichkeit und Objektivität der Staatsverwaltung und damit die 

Grundlagen für das Zusammenleben in einem staatlichen Gemeinwesen.  

Alle Beschäftigten haben daher die Aufgabe, durch ihr Verhalten Vorbild für 

Kolleginnen und Kollegen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Bürgerinnen und 

Bürger zu sein. Eine besondere Verantwortung bei der Korruptionsbekämpfung 

obliegt allen Führungskräften.  

 

2. Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und informieren Sie unverzüglich 

Ihre/Ihren Vorgesetzen oder die/den Beauftragten für Korruptionsprävention.  

Bei Außenkontakten, z.B. mit Antragsstellerinnen und Antragstellern oder bei 

Kontrolltätigkeiten, müssen Sie von Anfang an klare Verhältnisse schaffen und jeden 

Korruptionsversuch sofort abwehren. Halten Sie sich daher streng an Recht und 

Gesetz und beachten Sie die Regelungen der Antikorruptionsrichtlinie der Stadt 

Helmstedt. Es darf niemals der Eindruck entstehen, dass Sie für „kleine Geschenke“ 

offen sind. Scheuen Sie sich nicht, ein Geschenk zurückzuweisen oder es 

zurückzusenden – mit der Bitte um Verständnis für die für Sie geltenden Regeln. 

Sinnvoll ist es auch, ein Geschenk mit klaren Worten zurück senden zu lassen. Der 

Empfängerin oder dem Empfänger wird hierdurch umso klarer, dass die Dienststelle 

eine bestimmte Zuwendung ablehnt und nicht nur eine einzelne Person.  

Bei Korruptionsversuchen informieren Sie unverzüglich Ihre/Ihren Vorgesetzen oder 

die Beauftragte/den Beauftragten für Korruptionsprävention. Schützen Sie auch Ihre 

Kolleginnen und Kollegen durch konsequentes Offenlegen von Korruptionsversuchen 

Außenstehender. 

 

3. Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidrige Bevorzugung bitten will, 

so ziehen Sie eine Kollegin oder einen Kollegen als Zeugin oder Zeugen hinzu.  

 

4. Arbeiten Sie so, dass Ihre Arbeit jederzeit überprüft werden kann.  

Ihre Arbeitsweise sollte transparent und für jeden nachvollziehbar sein.  

 

5. Achten Sie auf eine Trennung von Dienst und Privatleben.  

Prüfen Sie, ob Ihre Privatinteressen zu einer Kollision mit Ihrem Dienstpflichten 

führen.  

Korruptionsersuche werden oftmals gestartet, indem Dritte den dienstlichen Kontakt 

auf Privatkontakte ausweiten. Bei privaten Kontakten sollten Sie daher von Anfang an 

klarstellen, dass Sie streng zwischen Dienst und Privateben trennen müssen, um 

nicht in Verdacht der Vorteilsnahme zu geraten.  

Erkennen Sie bei einer konkreten dienstlichen Aufgabe eine mögliche Kollision 

zwischen Ihren dienstlichen Pflichten und Ihren privaten Interessen oder den 

Interessen Dritter, denen Sie sich verbunden fühlen, so unterrichten Sie darüber 

Ihre/Ihren Vorgesetze/-n, damit sie angemessen reagieren können und Sie z.B. von 

Tätigkeiten im konkreten Einzelfall befreien.  



Bei von Ihnen ausgeübten oder angestrebten – auch ehrenamtlichen – 

Nebentätigkeiten muss eine klare Trennung zwischen dem Dienst und der 

Nebentätigkeit bestehen. 

 

6. Unterstützen Sie Ihre Dienststelle bei der Entdeckung und Aufklärung von 

Korruption. Informieren Sie Ihre Vorgesetzten, die Beauftragte/den 

Beauftragten für Korruptionsprävention bei Anhaltspunkten für korruptes 

Verhalten.    

Korruption kann nur verhindert und bekämpft werden, wenn sich alle für ihre 

Dienststelle verantwortlich fühlen und als gemeinsames Ziel die „korruptionsfreie 

Dienstelle“ verfolgen.  

 

7. Unterstützen Sie Ihre Dienststelle beim Erkennen fehlerhafter 

Organisationsstrukturen, die Korruptionsversuche begünstigen.  

Alle Mitarbeitenden sind aufgefordert, entsprechende Hinweise an die Führungskräfte 

und/oder Beauftragte für Korruptionsprävention zu geben, um zu klaren und 

transparenten Arbeits- und Verfahrensabläufen beizutragen.  

 

8. Lassen Sie sich zum Thema Korruptionsprävention fortbilden.  

Fortbildung wird Sie sicher machen, mit dem Thema Korruption in offensiver Weise 

umzugehen.  

 

 



N i e d e r s c h r i f t

über die förmliche Verpflichtung nicht beamteter Personen

Verhandelt

(Ort, Datum)

Vor der Unterzeichnerin oder dem Unterzeichner erschien heute zum Zwecke der Verpflichtung nach § 1 des
Gesetzes über die förmliche Verpflichtung nicht beamteter Personen vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 547)

Frau oder Herr geboren am

Die oder der Erschienene wurde auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer oder seiner Obliegenheiten verpflichtet.
Ihr oder ihm wurde der Inhalt der folgenden Strafvorschriften des Strafgesetzbuches bekannt gegeben:

§ 133 Abs. 3

§ 201 Abs. 3

§ 203 Abs. 2, 4 und 5

§ 204

§§ 331, 332

§ 353 b

§ 120 Abs. 2

§ 355

§ 358

§ 97 b Abs. 2 i.V.m. §§ 94 bis 97

- Verwahrungsbruch,

- Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes,

- Verletzung von Privatgeheimnissen,

- Verwertung fremder Geheimnisse,

- Vorteilsannahme und Bestechlichkeit,

- Verletzung des Dienstgeheimnisses

und einer besonderen Geheimhaltungspflicht,

- Gefangenenbefreiung,

- Verletzung des Steuergeheimnisses,

- Nebenfolgen,

- Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses.

Die oder der Erschienene wurde darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Strafvorschriften auf Grund der
Verpflichtung für sie oder ihn anzuwenden sind.

erklärt, nunmehr vom Inhalt der genannten Bestimmungen unterrichtet zu sein,

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben Dies wird durch Unterschrift bescheinigt

Unterschrift der oder des Verpflichteten (Vor- und Zuname) Unterschrift der oder des Verpflichtenden
(Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter bzw. ihre oder seine
Beauftragte oder ihr oder sein Beauftragter)Eine Durchschrift der Niederschrift und die oben genannten

Vorschriften habe ich erhalten und von ihnen Kenntnis
genommen.

03
2_

00
4

01
.2

02
0

Ferner wurde der oder dem Erschienenen der Inhalt der Vorschrift über die Verpflichtung zur Wahrung des
Datengeheimnisses nach § 36 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) sowie die Strafbarkeit
einer Verletzung dieser Verpflichtung nach §§ 59 und 60 NDSG bekannt gegeben.

Sie oder er

unterzeichnet dieses Protokoll nach Vorlesung zum Zeichen der Genehmigung und bestätigt gleichzeitig
den Empfang einer Niederschrift und der oben genannten Vorschriften.



N i e d e r s c h r i f t

über die förmliche Verpflichtung nicht beamteter Personen

Verhandelt

(Ort, Datum)

Vor der Unterzeichnerin oder dem Unterzeichner erschien heute zum Zwecke der Verpflichtung nach § 1 des
Gesetzes über die förmliche Verpflichtung nicht beamteter Personen vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 547)

Frau oder Herr geboren am

Die oder der Erschienene wurde auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer oder seiner Obliegenheiten verpflichtet.
Ihr oder ihm wurde der Inhalt der folgenden Strafvorschriften des Strafgesetzbuches bekannt gegeben:

§ 133 Abs. 3

§ 201 Abs. 3

§ 203 Abs. 2, 4 und 5

§ 204

§§ 331, 332

§ 353 b

§ 120 Abs. 2

§ 355

§ 358

§ 97 b Abs. 2 i.V.m. §§ 94 bis 97

- Verwahrungsbruch,

- Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes,

- Verletzung von Privatgeheimnissen,

- Verwertung fremder Geheimnisse,

- Vorteilsannahme und Bestechlichkeit,

- Verletzung des Dienstgeheimnisses

und einer besonderen Geheimhaltungspflicht,

- Gefangenenbefreiung,

- Verletzung des Steuergeheimnisses,

- Nebenfolgen,

- Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses.

Die oder der Erschienene wurde darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Strafvorschriften auf Grund der
Verpflichtung für sie oder ihn anzuwenden sind.

erklärt, nunmehr vom Inhalt der genannten Bestimmungen unterrichtet zu sein,

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben Dies wird durch Unterschrift bescheinigt

Unterschrift der oder des Verpflichteten (Vor- und Zuname) Unterschrift der oder des Verpflichtenden
(Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter bzw. ihre oder seine
Beauftragte oder ihr oder sein Beauftragter)Eine Durchschrift der Niederschrift und die oben genannten

Vorschriften habe ich erhalten und von ihnen Kenntnis
genommen.

03
2_

00
4

01
.2

02
0

Durchschrift für die Beschäftigte oder den Beschäftigten

Ferner wurde der oder dem Erschienenen der Inhalt der Vorschrift über die Verpflichtung zur Wahrung des
Datengeheimnisses nach § 36 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) sowie die Strafbarkeit
einer Verletzung dieser Verpflichtung nach §§ 59 und 60 NDSG bekannt gegeben.

Sie oder er

unterzeichnet dieses Protokoll nach Vorlesung zum Zeichen der Genehmigung und bestätigt gleichzeitig
den Empfang einer Niederschrift und der oben genannten Vorschriften.



Zur Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz:

- Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBl. I S. 3322),
zuletzt geändert durch Art. 62 des Gesetzes vom 20.11.2019
(BGBl. I S. 1626)

§ 133: Verwahrungsbruch

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die
sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder
einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden
sind, zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der
dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche
Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder
anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts be-
finden oder von dieser dem Täter oder einem anderen amt-
lich in Verwahrung gegeben worden sind.

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amts-
träger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich-
teten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.

§ 201: Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer unbefugt
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf

einen Tonträger aufnimmt oder
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem

Dritten zugänglich macht.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich

gesprochene Wort eines anderen mit einem Abhörgerät
abhört oder

2. das nach Abs. 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Abs. 2
Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines
anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt
nach öffentlich mitteilt.

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffent-
liche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines
anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn
die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender
öffentlicher Interessen gemacht wird.

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für den öffent-
lichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des
Wortes verletzt (Absätze 1 und 2).

(4) Der Versuch ist strafbar.

(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teil-
nehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74 a
ist anzuwenden.

§ 203: Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein
zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis
oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das
ihm als
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen

eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung
oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich
geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissen-
schaftlicher Abschlussprüfung,

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt,
Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfah-
ren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerbe-
rater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied
eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirt-
schaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungs-
gesellschaft,

- 1 -

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie
Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von
einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung
des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungs-
stelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonflikt-
gesetzes,

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich aner-
kanntem Sozialpädagogen oder

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-,
Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärzt-
lichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrech-
nungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheim-
nis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehör-
endes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nis, offenbart, das ihm als
1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Per-

sonalvertretungsrecht wahrnimmt,
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes

oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses,
sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mit-
glied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft
eines solchen Ausschusses oder Rates,

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die ge-
wissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund
eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheim-
haltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher
Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich
verpflichtet worden ist,

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem
Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben
über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen
gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst
worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit
solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen
Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekannt
gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor,
wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen Ge-
heimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder
den bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen Perso-
nen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 Ge-
nannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen
Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienst-
lichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruch-
nahme der Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen
erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende
Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die
an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den
Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken.

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart,
das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner
Tätigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in den
Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Datenschutz-
beauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür

Sorge getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Per-
son, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder
bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Ge-
heimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde;
dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die
selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person
sind,

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer
weiteren mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes,
ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit
bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und
nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur Geheim-
haltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mit-
wirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1
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oder 2 genannte Person sind, oder
3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1
oder 2 verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbe-
fugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder
aus dessen Nachlass erlangt hat.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der
Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen
unbefugt offenbart.

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu
schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder Geldstrafe.

§ 204: Verwertung fremder Geheimnisse

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) § 203 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 331: Vorteilsannahme

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die
Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen
Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder
einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung
vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der
Versuch ist strafbar.

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter
einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt
oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer
Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat
oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie
die Annahme genehmigt.

§ 332: Bestechlichkeit

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen
Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine
Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme
und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen
würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch
ist strafbar.

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen
Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder
einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung
vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine
richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren be-
straft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine
künftige Handlung fordert, sich versprechen läßt oder an-
nimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwen-
den, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt
hat,
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder,
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen
zu lassen.

§ 353 b: Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer
besonderen Geheimhaltungspflicht

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als
1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Per-

sonalvertretungsrecht wahrnimmt,
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbe-
fugt offenbart und dadurch wichtige öffentliche Interessen
gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig
wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbe-
fugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Ge-
heimhaltung er
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans

des Bundes oder eines Landes oder eines seiner Aus-
schüsse verpflichtet ist oder

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die
Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht
förmlich verpflichtet worden ist,

an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt
macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermäch-
tigung wird erteilt
1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Ge-
heimnis während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein
Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes
bekannt geworden ist,

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr.1;
2. von der obersten Bundesbehörde

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Ge-
heimnis während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder
für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen
Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekannt
geworden ist

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von
einer amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden
ist;

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen
der Absätze 1 und 2 Nr. 2.

§ 120: Gefangenenbefreiung

(1) Wer einen Gefangenen befreit, ihn zum Entweichen ver-
leitet oder dabei fördert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ist der Täter als Amtsträger oder als für den öffentlichen
Dienst besonders Verpflichteter gehalten, das Entweichen
des Gefangenen zu verhindern, so ist die Strafe Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Einem Gefangenen im Sinne der Absätze 1 und 2 steht
gleich, wer sonst auf behördliche Anordnung in einer
anderen Anstalt verwahrt wird.

§ 355: Verletzung des Steuergeheimnisses

(1) Wer unbefugt
1. personenbezogene Daten eines anderen, die ihm als

Amtsträger
a) in einem Verwaltungsverfahren, einem Rechnungs-

prüfungsverfahren oder einem gerichtlichen Ver-
fahren in Steuersachen,

b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat
oder in einem Bußgeldverfahren wegen einer Steuer-
ordnungswidrigkeit,



c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanz-
behörde oder durch die gesetzlich vorgeschriebene
Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheini-
gung über die bei der Besteuerung getroffenen Fest-
stellungen

bekannt geworden sind, oder
2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm

als Amtsträger in einem der in Nummer 1 genannten Ver-
fahren bekannt geworden ist,

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Personenbezogene
Daten eines anderen oder fremde Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnisse sind dem Täter auch dann als
Amtsträger in einem in Satz 1 Nummer 1 genannten
Verfahren bekannt geworden, wenn sie sich aus Daten
ergeben, zu denen er Zugang hatte und die er unbefugt
abgerufen hat. Informationen, die sich auf identifizierte oder
identifizierbare verstorbene natürliche Personen oder
Körperschaften, rechtsfähige oder nicht rechtsfähige Per-
sonenvereinigungen oder Vermögensmassen beziehen,
stehen personenbezogene Daten eines anderen gleich.

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich
1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
2. amtlich zugezogene Sachverständige und
3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Reli-

gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder
des Verletzten verfolgt. Bei Taten amtlich zugezogener
Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahr-
en betroffen ist, neben dem Verletzten antragsberechtigt.

§ 358 Nebenfolgen

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten
wegen einer Straftat nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343,
344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355
und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu
bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen.

§ 97 b: Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheim-
nisses

(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 94 bis 97 in der
irrigen Annahme, das Staatsgeheimnis sei ein Geheimnis der
in § 97 a bezeichneten Art, so wird er, wenn
1. dieser Irrtum ihm vorzuwerfen ist,
2. er nicht in der Absicht handelt, dem vermeintlichen Ver-

stoß entgegenzuwirken, oder
3. die Tat nach den Umständen kein angemessenes Mittel

zu diesem Zweck ist,
nach den bezeichneten Vorschriften bestraft. Die Tat ist in
der Regel kein angemessenes Mittel, wenn der Täter nicht
zuvor ein Mitglied des Bundestages um Abhilfe angerufen
hat.

(2) War dem Täter als Amtsträger oder als Soldat der
Bundeswehr das Staatsgeheimnis dienstlich anvertraut oder
zugänglich, so wird er auch dann bestraft, wenn nicht zuvor
der Amtsträger einen Dienstvorgesetzten, der Soldat einen
Disziplinarvorgesetzten um Abhilfe angerufen hat. Dies gilt
für die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten
und für Personen, die im Sinne des § 353 b Abs. 2 ver-
pflichtet worden sind, sinngemäß.

§ 94: Landesverrat

(1) Wer ein Staatsgeheimnis
1. einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner

mitteilt
oder

2. sonst an einen Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich
bekannt macht, um die Bundesrepublik Deutschland zu
benachteiligen oder eine fremde Macht zu begünstigen,

und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbei-
führt, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe lebenslange
Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren.
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Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der
Täter
1. eine verantwortliche Stellung missbraucht, die ihn zur

Wahrung von Staatsgeheimnissen besonders verpflich-
tet,
oder

2. durch die Tat die Gefahr eines besonders schweren
Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland herbeiführt.

§ 95: Offenbaren von Staatsgeheimnissen

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einen
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht
und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbei-
führt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren bestraft, wenn die Tat nicht in § 94 mit Strafe bedroht
ist.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheits-
strafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. § 94 Abs. 2 Satz 2
ist anzuwenden

§ 96: Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften
von Staatsgeheimnissen

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es zu ver-
raten (§ 94), wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu
zehn Jahren bestraft.

(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen
Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird,
verschafft, um es zu offenbaren (§ 95), wird mit Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der
Versuch ist strafbar.

§ 97: Preisgabe von Staatsgeheimnissen

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einen
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht
und dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils
für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder
mit Geldstrafe bestraft.

(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird und das
ihm Kraft seines Amtes, seiner Dienststellung oder eines von
einer amtlichen Stelle erteilten Auftrages zugänglich war,
leichtfertig an einen Unbefugten gelangen lässt und dadurch
fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verur-
sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bundesregierung
verfolgt.

§ 97 a: Verrat illegaler Geheimnisse

Wer ein Geheimnis, das wegen eines der in § 93 Abs. 2 be-
zeichneten Verstöße kein Staatsgeheimnis ist, einer fremden
Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt und dadurch
die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird wie ein
Landesverräter (§ 94) bestraft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 94 Abs. 1 Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 1 bezeich-
neten Art entsprechend anzuwenden.

§ 93 Abs. 2:

Tatsachen, die gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung oder unter Geheimhaltung gegenüber den Vertrags-
partnern der Bundesrepublik Deutschland gegen zwischen-
staatlich vereinbarte Rüstungsbeschränkungen verstoßen,
sind keine Staatsgeheimnisse.



- Auszug aus dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz
(NDSG) in der Fassung vom 16.05.2018 (Nds. GVBl. S. 66)

§ 36: Datengeheimnis

Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personen-
bezogene Daten nicht unbefugt verarbeiten (Datengeheim-
nis). Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendi-
gung ihrer Tätigkeit fort.

§ 59: Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. als Person, die bei einer öffentlichen Stelle oder deren
Auftragsverarbeiter dienstlichen Zugang zu nicht allgemein
zugänglichen personenbezogenen Daten hat oder hatte,
diese Daten zu einem anderen als dem zur jeweiligen
rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck

a) speichert, verändert oder übermittelt,
b) zum Abruf bereithält,
c) abruft oder sich oder einem anderen verschafft oder
d) in anderer Weise verarbeitet
oder

2. personenbezogene Daten, die in dem
Anwendungsbereich dieses Gesetzes verarbeitet werden und
nicht allgemein zugänglich sind, durch Vortäuschung falscher
Tatsachen sich oder einer anderen Person verschafft oder
sich oder einer anderen Person durch Übermittlung, Ver-
breitung oder eine andere Form der Bereitstellung offenlegen
lässt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
50 000 Euro geahndet werden.

§ 60: Straftaten

(1) Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen,
eine in § 59 Abs. 1 genannte Handlung begeht, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. Ebenso wird bestraft, wer unter den in Satz 1 genann-
ten Voraussetzungen Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse einer nicht mehr bestimmbaren
Person zusammenführt und dadurch wieder bestimmbar
macht.

(2) Der Versuch ist strafbar.
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